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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

Frage 1: Wird es in der Novelle der Bauordnung eine 

gesetzlich festgeschriebene Rauchmelder-Pflicht geben? 

Wenn ja wie wird diese Pflicht aussehen? 

 

Frage 2: Wie viele Rauchmelder soll es pro Wohnung 

oder Haus geben? 

 

Antwort zu 1 und 2: Zur Verbesserung der Sicherheit 

in Wohnungen im Brandfall wird mit dem Entwurf zur 

Änderung der Bauordnung für Berlin vorgeschrieben, 

dass in Wohnungen alle Aufenthaltsräume und die Flure, 

über die Rettungswege von Aufenthaltsräumen führen, 

jeweils mit mindestens einem Rauchwarnmelder (nach 

DIN 14676) auszustatten sind. Ausgenommen werden die 

Küchen, die anders als Bäder auch als Aufenthaltsräume 

gelten. 

 

Für den Gebäudebestand wird eine Nachrüstverpflich-

tung vorgeschlagen, nach der spätestens bis zum 31. De-

zember 2020 auch bestehende Wohnungen von den Ei-

gentümerinnen oder Eigentümern mit Rauchwarnmeldern 

ausgestattet werden müssen. 

 

 

Frage 3: Wird das Anbringen in Bestandswohnungen 

in der Folge Mieter-, oder Vermieter- bzw. Eigentümersa-

che? 

 

Antwort zu 3: Nach dem Entwurf zur Änderung der 

Bauordnung für Berlin werden Bauherrinnen oder Bau-

herrn bzw. Grundstückseigentümerinnen oder Grund-

stückseigentümer zur Ausstattung bzw. Installation von 

Rauchwarnmeldern in den Aufenthaltsräumen verpflich-

tet. 

 

 

Frage 4: Wird die Wartung der Geräte infolge dann 

Mieter-, Vermieter- bzw. Eigentümersache? 

 

Antwort zu 4: Der Entwurf zur Änderung der Bauord-

nung für Berlin sieht vor, dass Bauherrinnen oder Bau-

herrn bzw. Grundstückseigentümerinnen oder Grund-

stückseigentümern für die Sicherstellung der Betriebsbe-

reitschaft der Rauchwarnmelder (regelmäßige, aber min-

destens einmal jährliche fachgerechte Wartung, Funktion-

sprüfung und ggf. Batteriewechsel) zuständig sind, da die 

Rauchwarnmelder zur Wohnungsausstattung gehören.  

 

 

Frage 5: Welche Kosten entstehen durchschnittlich 

durch Anschaffung und Wartung p.a. von Rauchmeldern 

und wer wird diese tragen? 

 

Antwort zu 5: Angebote von Dienstleistern der Woh-

nungswirtschaft zeigen, dass den Grundstückseigentüme-

rinnen oder Grundstückseigentümern für Miete und War-

tung pro Rauchwarnmelder und Jahr Kosten in Höhe von 

ca. 4,- bis 5,- € entstehen, die als Betriebskosten von 

Mieterinnen und Mietern zu tragen sein werden. 

 

 

Frage 6: Ist eine Regelung vorgesehen, die Mieter da-

vor schützt, dass der Vermieter die Kosten in größerer 

Höhe auf den Mieter umlegt? 

 

Antwort zu 6: Eine Regelung zur Nichtanrechenbar-

keit von Betriebskosten kann in der Bauordnung für Ber-

lin nicht vorgesehen werden.  

 

 

Frage 7: Welche Auswirkung kann die Rauchmelder-

Pflicht auf Hausratversicherungen und ähnliche haben 

beispielsweise bei einem Brand infolge einer nichtsach-

gemäßen Wartung? 

 

Antwort zu 7: Rauchwarnmelder können einen Brand 

nicht verhindern. Rauchwarnmelder dienen als Frühwarn-

system ausschließlich dem Schutz der sich in Aufenthalts-

räumen befindlichen Personen, insbesondere dann, wenn 

diese schlafen. Bei frühzeitiger Alarmierung durch 

Rauchwarnmelder können Leben gerettet werden, denn 

im Brandfall besteht aufgrund toxischer Rauchgase in 
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kürzester Zeit Lebensgefahr. Eine Warnung von Personen 

in anderen Wohnungen oder die Vermeidung von Sach-

schäden kann durch Rauchwarnmelder jedoch planmäßig 

nicht erzielt werden.  

 

 

Frage 8: Wie verhält es sich mit der Meldung des 

Rauchmelder-Alarms an Polizei und Feuerwehr? Gibt es 

diese Meldungen automatisch oder muss dennoch ein 

Notruf erfolgen? 

 

Antwort zu 8: Rauchwarnmelder dienen als Frühwarn-

system, das auf einen Entstehungsbrand akustisch auf-

merksam macht. Bei Rauchwarnmeldern nach DIN 14676 

handelt es sich nicht um Komponenten einer automati-

schen Brandmeldeanlage, die einen Brand der Feuerwehr 

meldet. Daher ist ein manueller Notruf der Feuerwehr 

erforderlich. 

 

 

Frage 9: Warum wurde die Haltung gegen eine allge-

meine Pflicht von Rauchmeldern seitens des Senats auf-

gegeben? 

 

Antwort zu 9: Wie andere Bundesländer hält der Senat 

zur Verbesserung der Sicherheit in Wohnungen im Brand-

fall eine Rauchwarnmelderpflicht für sinnvoll, zumal 

diese auch im Land Brandenburg eingeführt werden soll. 

 

 

Berlin, den 11. Februar 2016 

 

 

In Vertretung 

 

R. L ü s c h e r 

................................ 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 16. Feb. 2016) 


